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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Der Ständerat befasste sich in der Wintersession 2023 mit einem Postulat der WAK-SR,
welches vom Bundesrat einen Bericht zur Handhabung der weiteren Verwendung
illegal erworbener Daten forderte. Wie Kommissionssprecher Thierry Burkart (fdp, AG)
ausführte, sei dieser Vorstoss als Reaktion auf eine abgelehnte Motion der WAK-NR
(Mo. 22.4272) zu verstehen und gehe weiter als diese, weil nun nebst der Rolle des
Finanzplatzes die grundsätzliche Frage nach dem Umgang mit illegal erworbenen Daten
aufgeworfen werde. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats, da die
geltende Rechtslage betreffend die Verwendung von illegal erlangten Daten aus seiner
Sicht bereits ausreichend sei. Insbesondere deren allfällige Veröffentlichung aus
übergeordnetem Interesse sei nicht pauschal zu bewerten und müsse jeweils im
spezifischen Kontext und durch die zuständigen Behörden beurteilt werden.
Kommissionsmitglied Sommaruga (sp, GE), welcher an entsprechender
Kommissionssitzung nicht zugegen gewesen war und dort daher seine Ablehnung nicht
hatte kundtun können, holte dies im Ratsplenum nach. Er befürchtete, dass aufgrund
des Berichts Verbote erlassen werden könnten, welche die Medienfreiheit massiv
beschränken würden. Der Ständerat überwies das Postulat dennoch mit 28 zu 12
Stimmen bei 2 Enthaltungen. Die Gegenstimmen kamen fast ausschliesslich aus dem
links-grünen Lager. 1

POSTULAT
DATUM: 20.12.2023
LUKAS LÜTOLF

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Ständerat Josef Dittli (fdp, UR) forderte den Bundesrat im Juni 2022 in einem Postulat
dazu auf, die Auswirkungen eines Beitritts der Schweiz zum Kernwaffenverbotsvertrag
auf die Aussen- und Sicherheitspolitik der Schweiz zu prüfen. Er interessierte sich
insbesondere dafür, wie sich der Konflikt in der Ukraine auf die Ausgangslage eines
Beitritts der Schweiz zum Kernwaffenverbotsvertrag ausgewirkt hatte. Darüber hinaus
solle aufgeführt werden, welche Konsequenzen der Beitritt für die
Sicherheitsarchitektur Europas und der Schweiz sowie für die Beziehungen der Schweiz
zur NATO haben könnte. Basierend darauf solle der Bundesrat eine Auslegeordnung des
weiteren Vorgehens präsentieren, forderte der Postulant. Der Bundesrat habe eine
solche für die Zeit nach der Überprüfungskonferenz des Nichtverbreitungsvertrags von
Kernwaffen im August 2022 in New York versprochen. Der Krieg in der Ukraine habe
aber neue Voraussetzungen geschaffen, die eine «ganzheitliche und
zukunftsorientierte Betrachtung» einer möglichen Vertragsratifizierung nötig machten.
Dittli wünschte sich in diesem Rahmen auch eine Stellungnahme des Bundesrats zur
Motion Sommaruga (sp, GE; Mo. 17.4241), mit der dieser die Ratifizierung des
Atomwaffenverbotsvertrags gefordert hatte und die von beiden Räten 2018
angenommen worden war. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats.

In der Ständeratsdebatte während der Herbstsession 2022 setzte sich Carlo
Sommaruga für die Ablehnung des Postulats ein. Er bezeichnete Dittlis Vorstoss als
«parfaitement inutile», da der Bundesrat mehrfach bestätigt habe – zuletzt bei der
Beratung des Postulats der SiK-NR (Po. 21.3960) im Herbst 2021 –, dass ein
Evaluierungsbericht zum Vertrag vorgelegt werde. Er kritisierte zudem den Bundesrat
dafür, dass sich dieser trotz der Annahme seiner Motion von 2017 noch immer vor der
Unterzeichnung und Ratifikation des Vertrags ziere. Schliesslich habe die
Unterzeichnung des Kernwaffenverbotsvertrags bei anderen neutralen europäischen
Staaten wie Österreich und Irland keine negativen Auswirkungen auf die
Zusammenarbeit mit der NATO gehabt. Für eine objektive Analyse des Vertrags und von
dessen effektiven Konsequenzen im Fall der Schweiz sei aber die Einsetzung einer
Expertengruppe nötig. Auch Charles Juillard (mitte, JU) empfand die lange Verzögerung
vonseiten des Bundesrats als befremdlich, schliesslich sei der Vertrag 2017 unter
anderem auf Anregung der Schweiz ausgearbeitet worden. Ein zusätzlicher Bericht habe
daher keinen Mehrwert für die Entscheidungsfindung. Trotz ihrer Kritik verzichteten
Sommaruga und Juillard aber darauf, das Postulat zu bekämpfen.

POSTULAT
DATUM: 16.06.2022
AMANDO AMMANN
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Bundesrat Cassis erklärte dem versammelten Ständerat, dass der Vertrag nicht nur von
Kernwaffenbesitzenden, sondern auch von ihren Verbündeten abgelehnt werde. Die
Schweiz werde aufgrund der besagten Motion Sommaruga die Frage eines Beitritts zum
Vertrag erneut prüfen, zuvor habe man jedoch die Überprüfungskonferenz des
Nuklearen Nichtverbreitungsvertrags abwarten wollen. Er beantragte die Annahme des
Postulats, dessen Anliegen durch eine bereits eingesetzte interdepartementale
Arbeitsgruppe aufgenommen werden könnte. Der Ständerat nahm das Postulat in der
Folge stillschweigend an. 2

Die Intensivierung der Zusammenarbeit mit der NATO stand im Zentrum eines von
Josef Dittli (fdp, UR) im März 2023 eingereichten Postulats. Dittli forderte die Regierung
auf darzulegen, wie eine vertiefte, institutionalisierte Zusammenarbeit mit der NATO –
unter Wahrung des Neutralitätsrechts – aussehen könnte. Der Bericht solle auch auf
mögliche Forderungen und Erwartungen seitens der NATO an die Schweiz eingehen
sowie allfällige notwendige Gesetzesanpassungen aufzeigen. Einen Beitritt zur NATO
wollte Dittli hingegen explizit nicht anstreben. Der Urner Ständerat untermauerte sein
Anliegen unter anderem mit dem Zusatzbericht zum Sicherheitspolitischen Bericht
2021, der die Forderung nach einer Vertiefung der bestehenden Kooperation mit der
NATO bestätigt habe. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats.
Der Ständerat behandelte das Geschäft in der Sommersession 2023. Nachdem Dittli
seine Forderungen wiederholt hatte, äusserte sich Carlo Sommaruga (sp, GE) kritisch
zum Geschäft. Er habe zwar keinen Antrag auf Ablehnung gestellt, befürchte jedoch,
dass das Postulat die Neutralität gefährde. Wenn der Bericht aber ohnehin erstellt
werde, dann solle der Bundesrat darin auch auf die Gemeinsame Sicherheits- und
Verteidigungspolitik der EU eingehen. Verteidigungsministerin Amherd verwies auf die
im Zusatzbericht zum Sicherheitspolitischen Bericht 2021 skizzierten Möglichkeiten der
Intensivierung der internationalen Zusammenarbeit im Sicherheitsbereich. Eine
verstärkte Kooperation mit der NATO komme aber nicht einer Aufgabe der Neutralität
gleich, beschwichtigte Amherd. Die Schweiz werde mit dieser Zusammenarbeit keine
Verpflichtung für eine kollektive Verteidigung eingehen. Anschliessend nahm der
Ständerat das Postulat stillschweigend an. 3

POSTULAT
DATUM: 12.06.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Der starke Anstieg der Wohnungsmieten in der Schweiz seit der Jahrtausendwende
veranlasste Ständerat Damian Müller (fdp, LU), ein Postulat einzureichen, mit dem er
den Bundesrat beauftragte, die wesentlichen Gründe für die Preisentwicklung der
Mieten zu untersuchen und in einem Bericht darzulegen. Besonderes Augenmerk sollte
laut dem Postulanten auf die Auswirkungen der Einführung der Personenfreizügigkeit
und dem damit einhergehenden Bevölkerungswachstum, der Einführung des
revidierten Raumplanungsgesetzes sowie der Entwicklung des Angebots und der
Nachfrage auf dem Mietwohnungsmarkt gelegt werden. 

Zusammen mit einem weiteren Postulat Müller betreffend die tiefe Leerwohnungsquote
befasste sich der Ständerat in der Frühjahrssession 2023 mit dem Vorstoss. Im Stöckli
stiess das Postulat weitgehend auf Zustimmung. Carlo Sommaruga (sp, GE) kritisierte
zwar noch, dass die Gründe und die Massnahmen gegen die Wohnungsnot bereits
bekannt seien und das Postulat nur dazu diene, dringend nötige Massnahmen
aufzuschieben. Doch nach einem positiven Votum von Bundesrat Guy Parmelin für die
beiden Postulate Müller nahm die kleine Kammer die beiden Vorstösse dennoch
stillschweigend an. 4

POSTULAT
DATUM: 06.03.2023
ELIA HEER
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Wohnungsbau und -eigentum

Ständerat Damian Müller (fdp, LU) ersuchte den Bundesrat mittels eines Postulats, die
drohende «Wohnungsnot» zu untersuchen. Müller sorgte sich insbesondere um die
tiefe Leerwohnungsquote. Die Quote sei zum Zeitpunkt des Einreichens seines
Postulats Ende November 2022 mit 1.31 Prozent so tief gewesen wie seit 20 Jahren
nicht mehr. Der Bundesrat solle untersuchen, welche Gründe zu dieser tiefen Quote
geführt hätten und mit welchen Massnahmen die Situation entschärft werden könne.
Als mögliche Ursachen, die die Regierung evaluieren solle, nannte der Postulant die
2014 erfolgte Einführung des revidierten RPG, die Dauer von Baubewilligungsverfahren,
die geltenden Bestimmungen im Kontext der Ausnützungsziffer, die Verhinderung von
Wohnbauprojekten aufgrund von Einsprachen sowie das natürliche
Bevölkerungswachstum und die Migration. Der Bundesrat beantragte die Annahme des
Postulats. 

In der Frühjahressession 2023 nahm sich der Ständerat das Postulat vor, zusammen mit
einem weiteren Postulat Müller betreffend die Preisentwicklung der Wohnungsmieten.
Dabei kritisierte Müllers Ratskollege Carlo Sommaruga (sp, GE), dass die Gründe und die
Massnahmen gegen die Wohnungsnot bereits bekannt seien und das Postulat nur dazu
diene, dringend nötige Massnahmen aufzuschieben. Statt eines weiteren Berichts solle
der Bundesrat besser jetzt schon Massnahmen ergreifen; beispielsweise die
Vereinfachung von Wohnungstausch, die Einschränkung von Angeboten wie Airbnb oder
die Errichtung von modularen Notunterkünften. Er wolle das Postulat nicht bekämpfen,
sondern lediglich darauf hinweisen, dass es nötig sei, bereits vor der Veröffentlichung
des geforderten Berichts Massnahmen zu ergreifen, so Sommaruga. Bundesrat Guy
Parmelin versicherte dem Genfer SP-Nationalrat, dass der Bundesrat bereits an
Lösungen arbeite. Ausserdem kündigte er einen runden Tisch zum Thema an und
appellierte an alle Interessenvertreterinnen und -vertreter, an diesem teilzunehmen
und sich in diesem Rahmen aktiv für mehrheitsfähige Lösungen einzusetzen. Der
Ständerat nahm das Postulat schliesslich stillschweigend an. 5

POSTULAT
DATUM: 06.03.2023
ELIA HEER

1) AB SR, 2023 S. 1257 ff.; Blick, 21.12.23
2) AB SR, 2022, S. 934 f.; Po. 22.3800
3) AB SR, 2023, S. 560 f.
4) AB SR, 2023, S. 107 f.
5) AB SR, 2023, S. 107 f.
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